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1
Einführung

Deutschland ist nun schon seit Mitte der
1990er Jahre im internationalen Vergleich
von einer ökonomischen Leistungs-
schwäche betroffen, die allerdings erst mit
dem Konjunkturabschwung 2001 ins öf-
fentliche Bewusstsein gerückt ist, und seit-
dem unter dem Stichwort „Schlusslicht
Deutschland“ diskutiert wird. Auch 2003
wird Deutschland voraussichtlich das
Schlusslicht in der EU beim BIP-Wachs-
tum, beim Abbau der Arbeitslosigkeit und
beim Haushaltsdefizit sein. Diese unbefrie-
digende Situation hat in den letzten Jahren
zu einer erheblichen Radikalisierung der
Reformvorschläge geführt. Mittlerweile
dominiert in ökonomischer Wissenschaft,
Medien und Politik fast ausnahmslos die
Ansicht, verkrustete Arbeitsmärkte und
leistungsfeindliche soziale Sicherungssys-
teme seien für die deutsche ökonomische
Misere verantwortlich. Dementsprechend
wird eine möglichst weitreichende Dere-
gulierung des Arbeitsmarktes in Kombina-
tion mit möglichst einschneidenden „Re-
formen“ der sozialen Sicherungssysteme
zur Behebung der Beschäftigungs- und
Wachstumskrise gefordert.Auch die sozial-
demokratisch geführte Bundesregierung
hat sich mit der Agenda 2010 diesem Kurs
verschrieben. Alternative makroökonomi-
sche Erklärungs- und Lösungsansätze, wie
sie auch in unseren letzten Standortberich-

des zur Verfügung stehenden Arbeitsvolu-
mens einer Volkswirtschaft verwendet. In
Tabelle 1 werden beide Kennziffern für
Deutschland (D), Frankreich (F), Großbri-
tannien (GB), die USA und Japan (J) je-
weils in Relation zu den Werten für die Eu-
ropäische Union (EU-15) angegeben. Das
arithmetische Mittel beider Werte ergibt
dann den Indikator „Leistungsfähigkeit im
internationalen Vergleich“.
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Die seit geraumer Zeit unter dem Stichwort „Schlusslicht Deutschland“ geführte Diskussion über die besonders unbefriedigende
deutsche Wachstums- und Beschäftigungsentwicklung nach dem Konjunktureinbruch im Jahre 2001 hat zu einer erheblichen Ein-
seitigkeit in der Standortdebatte geführt. Mittlerweile dominiert in Wissenschaft, Medien und Politik fast ausnahmslos die Ansicht,
verkrustete Arbeitsmärkte und leistungsfeindliche soziale Sicherungssysteme seien für die deutsche Misere verantwortlich. In einer
radikalen Deregulierung des Arbeitsmarktes und tiefen Einschnitten in das System der Sozialversicherung wird allgemein der einzige
Ausweg aus der Krise gesehen. Welche ökonomischen Argumente stehen hinter diesen Vorschlägen? Sind sie tatsächlich so zwingend
und unbezweifelbar, wie überall behauptet wird? Wo steht Deutschland im internationalen Vergleich der Arbeitsmarktinstitutionen?
Der WSI-Standortbericht 2003 zeigt, dass die Argumente der radikalen Deregulierer weder empirisch noch theoretisch auf einem
soliden Fundament stehen.

ten vertreten wurden, werden dagegen dis-
kreditiert und fast völlig aus der Diskussi-
on verdrängt. Vor diesem Hintergrund set-
zen wir uns im diesjährigen Standort-
bericht etwas ausführlicher mit den De-
regulierungsargumenten auseinander und
überprüfen, ob sie wirklich so zwingend
und unbezweifelbar sind, wie durch ihre
Dominanz in der wirtschaftspolitischen
Debatte suggeriert wird. Vorher werfen wir
jedoch, wie in den WSI-Standortberichten
üblich, einen Blick auf die Entwicklung der
„Leistungsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft im internationalen Vergleich“ sowie
auf die außenwirtschaftliche Performance.

2
Entwicklung der 
Leistungsfähigkeit der
deutschen Wirtschaft

2.1 DIE „LEISTUNGSFÄHIGKEIT 
DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT IM
INTERNATIONALEN VERGLEICH“

Der Indikator „Leistungsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft im internationalen Ver-
gleich“ wird, wie auch in den Standortbe-
richten der vergangenen Jahre, als erstes
Kriterium für die Einschätzung der deut-
schen Standortqualität herangezogen.1 Die
Entwicklung der Arbeitsproduktivität wird
hierbei als Kennziffer für die Effizienz des
Arbeitseinsatzes und die Beschäftigungs-
quote als Kennziffer für den Nutzungsgrad

1 Vgl. Hein/Mülhaupt/Truger (2001) zu einer aus-
führlicheren Begründung.

Medion
wsistempel
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An dem generellen Entwicklungsmus-
ter seit Beginn der 1990er Jahre hat sich
auch im Jahr 2002 nichts Wesentliches
geändert. Die westdeutsche Wirtschaft wies
vor der Wiedervereinigung eine im Ver-
gleich zur EU leicht überdurchschnittliche
Leistungsfähigkeit auf. Im Jahr 1991 ging
diese Kennziffer für Deutschland deutlich
zurück, ist dann aber schon in der ersten
Hälfte der 1990er Jahre, getragen durch 
den Produktivitätsaufholprozess in Ost-
deutschland, annähernd wieder auf den
EU-Durchschnitt gestiegen. In den vergan-
genen Jahren ist sie jedoch wieder deutlich
unter den EU-Durchschnitt gefallen. Hier-
für waren sowohl die Produktivitäts- als
auch die Beschäftigungsentwicklung ver-
antwortlich. Für Frankreich und Japan
zeichnet sich, jeweils ausgehend von einer
über dem EU-Durchschnitt liegenden Leis-
tungsfähigkeit, ein tendenzieller Rückgang
der komparativen Leistungsfähigkeit ab.
Frankreichs Leistungsfähigkeit liegt dabei
aber immer noch deutlich über dem EU-
Durchschnitt, Japans mittlerweile deutlich
darunter. Großbritannien und die USA
weisen jeweils einen tendenziellen Anstieg
der Leistungsfähigkeit auf. Bei Großbritan-
nien hat dieser Anstieg dazu geführt, dass
der zu Beginn der 1990er Jahre gegenüber
dem EU-Durchschnitt bestehende Rück-
stand nun fast aufgeholt ist. Die USA konn-
ten ihren schon bestehenden Vorsprung im
Laufe der vergangenen Jahre leicht aus-
bauen.

2.2 DIE AUSSENWIRTSCHAFTLICHE
PERFORMANCE

Laut VGR war der Export der in Deutsch-
land ansässigen Unternehmen im Jahr
2002 um 2,6 % größer als im Vorjahr; das
Welthandelsvolumen ist im selben Jahr um
2,9 % gewachsen (IMF 2003, Table 1.1).
2001 war die „deutsche“ Ausfuhr noch um
5 % gestiegen, während der Welthandel
praktisch stagniert hatte. Diese Zahlen ver-
mitteln den Eindruck, als hätte im letzten
Jahr eine merkliche Verschlechterung der
außenwirtschaftlichen Performance statt-
gefunden – von einer stark überproportio-
nalen Teilhabe am Welthandelswachstum,
d.h. von kräftigen Marktanteilsgewinnen,
hin zu einer leicht unterproportionalen
Partizipation, was Verlusten von Marktan-
teilen entspricht.

Dieses Bild ist so nicht richtig. Die
im Vorjahresvergleich ermittelte Export-
wachstumsrate des Jahres 2001 ist lediglich

Resultat des starken Wachstums im Laufe
des Jahres 2000 mit einem entsprechend
großen Überhang am Ende jenes Jahres.
Über das Jahr 2001 selbst hat die Ausfuhr
praktisch stagniert. Erst Anfang 2002 setz-
te wieder eine Aufwärtsbewegung ein, die
allerdings nur ein Dreivierteljahr anhielt;
Ende 2002 ist sie wieder in Stagnation
übergegangen (Abbildung 1). In der Ver-

laufsbetrachtung schneidet das Jahr 2002
also sogar besser ab als 2001.

Über mehrere Jahre betrachtet zeigt
sich, dass die Wachstumsraten des Exports
seit 1998 regelmäßig merklich größer sind
als die des Weltmarkts. In dem Dreijahres-
zeitraum von 2000 bis 2002 wuchs der
Welthandel mit einer durchschnittlichen
Rate von gut 5 % und die Ausfuhr um gut

Tabelle 1: Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
im internationalen Vergleich
Jahr D F GB USA J EU-15

A: Produktivität* (BIP in KKS/Erwerbstätige, EU-15=100)
1991 93,1 119,2 89,6 128,6 97,1 100
1995 97,0 110,7 87,1 124,3 93,4 100
2000 96,6 108,8 91,2 127,2 90,1 100
2001 94,4 110,3 92,7 127,3 90,2 100
2002 94,5 110,6 94,0 129,8 90,8 100

B: Beschäftigungsquote (Erwerbstätige / zivile Erwerbsbevölkerung, EU-15=100)
1991 102,5 98,0 99,3 100,8 105,9 100
1995 102,6 98,5 101,7 104,9 107,6 100
2000 100,4 98,2 102,6 104,0 103,3 100
2001 100,0 98,5 102,4 102,7 102,5 100
2002 99,8 98,4 102,6 101,9 102,3 100

C: Leistungsfähigkeit im internationalen Vergleich [(A+B)/2, EU-15=100]
1991 97,8 108,6 94,4 114,7 101,5 100
1995 99,8 104,6 94,4 114,6 100,5 100
2000 98,5 103,5 96,9 115,6 96,7 100
2001 97,2 104,4 97,5 115,0 96,3 100
2002 97,2 104,5 98,3 115,9 96,6 100

Nachrichtlich: 1990 wies die alte Bundesrepublik Deutschland folgende Werte auf: 
Produktivität (A): 100,4, Beschäftigungsquote (B): 102,7, 
Leistungsfähigkeit im internationalen Vergleich (C): 101,5, EU-15 = 100

Anmerkungen: * Der Produktivitätsvergleich wird durch unterschiedliche Arbeitszeiten 
pro Erwerbstätigen verzerrt, KKS: Kaufkraftstandards
Abweichungen der Werte für die Jahre 1991 bis 2001 von denen im letzten Standortbericht 
(Hein/Mülhaupt/Truger 2002) ergeben sich durch Datenrevisionen in den verwendetet Zeitreihen.

Quelle: Europäische Kommission (2003), OECD (2002), eigene Berechnungen.
Hans Böckler
Stiftung
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7 %. Für den Zweijahreszeitraum von 2001
und 2002 ist die Wachstumsdifferenz zu-
gunsten des Exports noch erheblich größer.
Von daher ist die Aussage, dass die heimi-
sche Wirtschaft nicht unter einer struktu-
rellen Exportschwäche leidet, sondern im
Gegenteil ausgesprochen exportstark ist,
unverändert gültig.

Allerdings ist nicht zu übersehen, dass
bis Ende 2000 die Rahmenbedingungen
überaus günstig waren. Danach haben sich
insbesondere die Weltkonjunktur und
auch die preisliche Wettbewerbsfähigkeit
merklich verschlechtert:
– 2000 war das letzte Jahr des weltweiten
Aufschwungs. Bis dahin wuchs die Welt-
wirtschaft mit großem Tempo. Die deut-
sche Wirtschaft profitierte davon überpro-
portional nicht nur wegen des mit rund 
35 % relativ großen Anteils der Ausfuhr an
der Gesamtwirtschaft, sondern insbeson-
dere auch wegen des breiten Raums, den
die Investitionsgüter im Sortiment der Ex-
portgüter einnehmen (rund 45 %). Die
ausländische Nachfrage nach aus Deutsch-
land kommenden Produkten hatte bis zum
Jahresende 2000 kräftig zugenommen.
Seitdem balanciert die Weltwirtschaft am
Rande einer Rezession, und die aus dem
Ausland eingegangenen Aufträge stagnie-
ren immer noch auf dem damals erreichten
Niveau.
– Die preisliche Wettbewerbssituation ei-
ner Volkswirtschaft hängt abgesehen vom
Preissetzungsverhalten der Unternehmen
von der Entwicklung der heimischen
Lohnstückkosten und der Entwicklung des
Wechselkurses ihrer Währung ab. Die hei-
mischen Lohnstückkosten haben sich in
den letzten Jahren überaus maßvoll ent-
wickelt. Mit Ausnahme Japans sind sie
deutlich langsamer gestiegen als in allen
wichtigen Handelspartnerländern, insbe-
sondere als in den angelsächsischen „Flexi-
Ländern“ USA und Großbritannien (Ab-
bildung 2). Gleichzeitig hat sich der Außen-
wert der heimischen Währung (D-Mark
bzw. Euro) bis Ende 2000 deutlich vermin-
dert (Abbildung 3). Infolgedessen verbes-
serte sich die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit der hiesigen Unternehmen bis Ende
2000 erheblich (Abbildung 4). Im Verhält-
nis zu 23 Industrieländern ist sie von 1995
bis Ende 2000 kontinuierlich wieder bis et-
wa auf ihren Hochpunkt von Mitte der
1980er Jahre gestiegen. Ihren nach der Wie-
dervereinigung erfolgten Rückgang hat sie
damit deutlich nach oben überkompen-
siert.
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Der grenzüberschreitende Kapitalver-
kehr litt im vergangenen Jahr unter den
großen Unsicherheiten über die Entwick-
lung der Weltkonjunktur, die Bilanzskan-
dale großer Unternehmen und die Zuspit-
zung der Irak-Krise. Zwar kam es bei den
Direktinvestitionen per saldo wieder zu ei-
nem Kapitalimport, nachdem im Vorjahr
die Abflüsse überwogen hatten, und auch
bei den Wertpapieranlagen stiegen die Zu-
flüsse ein wenig über ihr Vorjahrsniveau
hinaus. Insgesamt aber blieben die Kapital-
ströme relativ gering und erlauben keine
Rückschlüsse auf eine spürbare Verände-
rung der „ability to attract“. Im ersten
Quartal des laufenden Jahres zeigen die Ka-
pitalströme allerdings eine typische Reakti-
on auf die Entwicklung an den Devisen-
märkten. Der Saldo bei den Direktinvesti-
tionen kippte wieder ins Negative (Kapital-
export), allerdings mit einem relativ
kleinen Betrag (7,8 Mrd. Euro), und bei
den Wertpapieranlagen nahmen die Zu-
flüsse aus dem Ausland kräftig zu (32 Mrd.
Euro). Um die im Vergleich zu US-Anlagen
höheren Zinsen zu nutzen, erwarben die
Ausländer vermehrt Rentenwerte und
Geldmarktpapiere (35,4 Mrd. Euro) und
verstärkten damit die Aufwertung des
Euro.

auf das im Vergleich zur DM-Zeit deutlich
größere Absatzgebiet mit einheitlicher
Währung und auf die Entlastung der hei-
mischen Wirtschaft auf der Einfuhrseite re-
lativiert. In erster Linie ist die Geldpolitik
gefordert, die Differenz zwischen den Leit-
zinsen beider Währungsräume deutlich zu
vermindern. Die jüngste Leitzinssenkung
der EZB um 0,5 Prozentpunkte im Juni
weist zwar in die richtige Richtung, schöpft
den Zinssenkungsspielraum jedoch nicht
aus. Die Bundesbank verweist in ihrem ak-
tuellen Monatsbericht darauf, dass der An-
fang März vorgenommene Zinssenkungs-
schritt der EZB keinen erkennbaren Ein-
fluss auf die weitere Wechselkursentwick-
lung hatte, was jedoch angesichts der mit
der Zuspitzung der Irak-Krise verbunde-
nen Unsicherheit nicht überraschen kann,
und dass es jetzt vor allem darauf ankom-
me, „die Wettbewerbsposition der Unter-
nehmen durch eine Entlastung auf der
Kostenseite zu stärken“ (Deutsche Bundes-
bank 2003a, S.14 u. S.16). Hier liegt jedoch,
wie oben gezeigt, nicht das Problem der
deutschen Wirtschaft. Eine noch stärkere
Lohnzurückhaltung zwecks Verbesserung
der internationalen Wettbewerbsposition
würde vielmehr die Binnennachfrage noch
mehr schwächen und die Deflationsgefahr
weiter erhöhen.

Im Durchschnitt der Jahre 2001 und
2002 hat die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit das hohe Niveau von Ende 2000 prak-
tisch gehalten. So beschreibt unter Hinweis
auf die Entwicklung der Lohnstückkosten
der vergangenen Jahre auch der Sachver-
ständigenrat die Wettbewerbsposition der
hiesigen Exportwirtschaft als „relativ güns-
tig“ (SVR 2002/03, Ziffer 219). Darüber ist
aber nicht zu übersehen, dass die relativen
Lohnstückkosten in einheitlicher Währung
bereits seit Anfang 2001 deutlich gestiegen
sind. Ihr Anstieg geht ausschließlich auf die
Aufwertung des Euro zurück (Abbildung 3),
wie überhaupt ein Vergleich der Abbildun-
gen 3 und 4 eine frappierende Ähnlichkeit
zwischen der Entwicklung des Außenwerts
des Euro und der Entwicklung der relativen
Lohnstückkosten erkennen lässt und damit
den erheblichen Einfluss der Währung auf
die Wettbewerbsposition. Der Euro hat seit
Mitte 2002 nicht nur gegenüber dem US-
Dollar, sondern auch gegenüber dem briti-
schen Pfund, dem japanischen Yen und zu-
letzt sogar gegenüber dem Schweizer Fran-
ken z.T. kräftig aufgewertet. Werden die
Aufwertungseffekte nicht nur auf den Hei-
matmärkten der jeweiligen Partnerländer,
sondern auch auf den Märkten von Dritt-
ländern berücksichtigt (doppelt gewichte-
ter Währungsindex), dann errechnet sich
innerhalb des Dreivierteljahres von Mitte
2002 bis zum Frühjahr 2003 eine Ver-
schlechterung der relativen Währungsposi-
tion Deutschlands um 5 %.

Noch ist die Wettbewerbssituation der
Exportwirtschaft nicht dramatisch. Von
den relativen Lohnstückkosten in einheitli-
cher Währung her entspricht sie in etwa
der von Ende 1999. Und doch sollten sich
die wirtschaftspolitischen Akteure zu Ge-
genmaßnahmen aufgefordert sehen. Denn
anders als damals fällt die aus der Euro-
Aufwertung resultierende Belastung in eine
Zeit schwacher Absatzmärkte im Ausland
sowie hoher Arbeitslosigkeit und sinken-
der Beschäftigung hierzulande. Außerdem
muss das Tempo der Aufwertung insbeson-
dere gegenüber dem US-Dollar beunruhi-
gen. Angesichts der konjunkturellen und
der strukturellen Probleme der US-Wirt-
schaft ist nicht auszuschließen, dass sich die
Abwertung des US-Dollar weitgehend un-
gebremst fortsetzen wird, zumal sie eine
konkrete wirtschaftspolitische Option der
amerikanischen Administration mit Blick
auf die im nächsten Jahr anstehende Präsi-
dentenwahl ist. Trotzdem wird die Euro-
Aufwertung in der Regel unter Hinweisen
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3
Verkrustete Arbeitsmärkte
und leistungsfeindliche 
soziale Sicherungssysteme
als Ursachen für 
Deutschlands Wachstums-
schwäche?

3.1 DIE ARGUMENTE DER 
DEREGULIERER

Entgegen unserer in den Standortberichten
der vergangenen Jahre entwickelten ma-
kropolitischen Erklärung für die deutsche
Wachstums- und Beschäftigungsschwäche
(Hein/Mülhaupt/Truger 2001, 2002) setzt
der Mainstream in Wissenschaft und Poli-
tik ganz und gar auf eine arbeitsmarktzen-
trierte Sichtweise. Die Notwendigkeit einer
radikalen Deregulierung des Arbeitsmark-
tes und eines Rückbaus des Sozialstaats zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wird –
falls man sie nicht einfach als selbstver-
ständlich voraussetzt – ökonomisch übli-
cherweise wie folgt begründet.2 Ausgehend
von einer neoklassischen, arbeitsmarktzen-
trierten Gleichgewichts-Modellwelt wird
Arbeitslosigkeit durch Marktunvollkom-
menheiten erklärt, die verhindern, dass
sich auf dem Arbeitsmarkt ein markträu-
mender Gleichgewichtsreallohnsatz und
damit Vollbeschäftigung herausbilden
kann. Institutionen kollektiver Lohnbil-
dung, gesetzliche und/oder tarifliche Regu-
lierungen sowie das soziale Sicherungs-
und das Steuersystem werden in dieser
Logik als Abweichungen vom reinen Markt
und als Verursacher oder Verstärker von
Marktunvollkommenheiten und damit
von Arbeitslosigkeit angesehen.

Im Einzelnen wird erstens angenom-
men, dass kollektive, d.h. auf überbetrieb-
licher, regionaler/sektoraler oder gar na-

tionaler Ebene zentralisierte oder koordi-
nierte Lohnverhandlungen zwischen Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbänden
aufgrund von Marktmacht („Tarifkartell“)
zu überhöhten Löhnen und einer falschen
Lohnstruktur führten, bzw. notwendige
Anpassungen von Löhnen und Lohnstruk-
tur verhinderten oder verzögerten. Insbe-
sondere wird behauptet, dass eine zentra-
lisierte Lohnfindung zu einer zu geringen
Lohndifferenzierung im Bereich der Ge-
ringqualifizierten führe. Die Löhne für
Geringqualifizierte würden aus (falsch
verstandenen) Gerechtigkeitsgründen zu
hoch angesetzt mit der Folge besonders
hoher Arbeitslosigkeit in diesem Segment.
Dieselben Wirkungen werden staatlich ver-
ordneten Mindestlöhnen zugeschrieben.

Zweitens wird behauptet, dass gesetz-
liche Regulierungen der Arbeitsverhältnis-
se zu höheren Arbeitskosten und damit zu
geringerer Arbeitsnachfrage und höherer
Arbeitslosigkeit führten. Im Mittelpunkt
der Kritik steht der Kündigungsschutz: Die
mit ihm verbundenen höheren Entlas-
sungs- und Anpassungskosten der Unter-
nehmen hielten diese von Einstellungen ab.

Drittens wird der Sozialstaat über die
durch ihn garantierten Anspruchslöhne
und -einkommen für die Entstehung von
Arbeitslosigkeit verantwortlich gemacht.
Durch die Bereitstellung einer Arbeits-
losenunterstützung und eines sozialen
Mindesteinkommens in Form der Sozial-
hilfe würden die Anreize für Arbeitslose,
einen neuen Arbeitsplatz zu suchen und
anzunehmen, gesenkt, was zu einer Er-
höhung der Sucharbeitslosigkeit führe.
Darüber hinaus führe die durch geringere
Suchaktivitäten verminderte Konkurrenz
auf dem Arbeitsmarkt in Kombination mit
der „Sozialisierung“ des Arbeitslosigkeits-
risikos dazu, dass die Gewerkschaften die
Arbeitslosigkeit weniger in ihr tarifpoliti-
sches Kalkül einbezögen, was zu höheren

Lohnforderungen und dadurch wiederum
höherer Arbeitslosigkeit beitrage.

Viertens schließlich werden die Steuern
und Abgaben, die zur Finanzierung des So-
zialstaates, insbesondere in Form der Ein-
kommensteuer, der Sozialversicherungs-
beiträge (Lohnnebenkosten) und der Ver-
brauchsteuern, erhoben werden und den
Faktor Arbeit belasten – der so genannte
Steuer- und Abgabenkeil –, als weitere Ur-
sache von Arbeitslosigkeit ausgemacht.
Solche Steuern und Abgaben minderten
die realen Nettolöhne und damit die
individuellen Leistungsanreize und führ-
ten zu einer geringeren Bereitschaft zu
Lohnmoderation von Seiten der Arbeit-
nehmer und Gewerkschaften, was wiede-
rum Arbeitslosigkeit mit sich bringe.

Darüber hinaus wird häufig darauf
hingewiesen, dass sich die vorstehend be-
schriebenen „institutionellen Beschäfti-
gungshemmnisse“ gegenseitig noch ver-
stärken können. So vermindere ein hoher
Steuer- und Abgabenkeil die Arbeitsan-
reize und Suchaktivitäten der Arbeitslosen
noch zusätzlich zum System der sozialen
Sicherung. Ein starker Kündigungsschutz
werde ein um so größeres Hindernis für
Einstellungen, je vermachteter der Arbeits-
markt und je geringer dadurch die Chan-
cen auf Lohnmoderation in der Krise seien.
Ein großzügiges soziales Netz für Arbeits-
lose stärke die Verhandlungsmacht der Ge-
werkschaften.

Aus dieser theoretischen Sicht gibt es
nur eine Konsequenz: Je weniger tarifliche,
gesetzliche und sozialpolitische Regulie-
rungen und Abweichungen vom ansonsten
vollkommenen Arbeitsmarkt es gibt, umso
geringer wird die Arbeitslosigkeit ausfallen.
Also muss der Arbeitsmarkt möglichst ra-
dikal dereguliert werden und müssen mög-
lichst tiefe Einschnitte in die sozialen Si-
cherungssysteme erfolgen. Die radikalen
Deregulierungsforderer in Wissenschaft,
Medien und Politik müssen offenbar über-
zeugende Beweise für diese Zusammen-
hänge haben, denn sonst könnten sie nicht
mit solcher Vehemenz auftreten und die
Alternativlosigkeit ihrer Vorschläge be-
haupten. Die empirische Evidenz für die
Zusammenhänge müsste also überwälti-
gend und unmittelbar einsichtig sein.

Konkret angewendet auf Deutsch-
lands „Schlusslichtposition“ seit Mitte der
1990er Jahre müssten dann zwei Bedin-

2 Vgl. zum Folgenden exemplarisch Siebert (1997).

Tabelle 2: Direktinvestitionen und grenzüberschreitende Wertpapier-
anlagen von 2000 bis 2002 sowie im 4. Vj. 2002 und im 1. Vj. 2003
(in Mrd. Euro)

2000 2001 2002 4.Vj. 1.Vj. 
2002 2003

Direktinvestitionen + 158,7 – 9,1 + 14,3 + 1,3 – 7,8
– Deutsche Anlagen im Ausland – 61,7 – 47,0 – 26,1 – 5,6 – 15,2
– Ausländische Anlagen im Inland + 220,4 + 37,9 + 40,4 + 6,8 + 7,4
Wertpapiere – 155,8 + 26,6 + 37,0 – 12,3 + 37,5
– Deutsche Anlagen im Ausland – 203,4 – 129,6 – 69,0 – 9,4 + 5,5
– Ausländische Anlagen im Inland + 47,6 + 156,2 + 106,0 – 2,9 + 32,0

darunter:
– Rentenwerte u. Geldmarktpapiere – 4,2 + 35,4

Quelle: Deutsche Bundesbank (2002, 2003a), eigene Berechnungen.
Hans Böckler
Stiftung
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gungen erfüllt sein: Erstens müssten der
deutsche Arbeitsmarkt und die deutschen
Sozialsysteme im internationalen Vergleich
weit überdurchschnittlich „verkrustet“ sein.
Dabei müssten die „institutionellen Hemm-
nisse“ für Beschäftigung im Zeitablauf, ins-
besondere in der zweiten Hälfte der 1990er
Jahre, deutlich zugenommen haben. Zwei-
tens – und natürlich ganz zentral – müsste
sich dann im internationalen Vergleich em-
pirisch ein eindeutiger Zusammenhang
zwischen der „Rigidität“ der Arbeitsmarkt-
institutionen und der Arbeitslosigkeit bele-
gen lassen. Im Folgenden wird anhand eines
einfachen Blicks auf die relevanten Daten
gezeigt, dass hinsichtlich der Erfüllung bei-
der Bedingungen große Zweifel bestehen.

3.2 DEUTSCHLAND: 
SCHLUSSLICHT BEI DEN ARBEITS-
MARKTINSTITUTIONEN?

Schneidet Deutschland im internationalen
Vergleich der beschäftigungsrelevanten In-
stitutionen wirklich so schlecht ab, und hat
sich die Lage im Laufe der 1990er Jahre
tatsächlich so stark verschlimmert, dass da-
mit das Abrutschen Deutschlands in die
„Schlusslichtposition“ zu erklären ist? Um
diese Frage zu beantworten, benötigt man
geeignete Indikatoren, die diese Institutio-
nen für möglichst viele Länder im Zeitver-
lauf abbilden. Mittlerweile gibt es – ange-
regt durch den behaupteten großen Ein-
fluss der Arbeitsmarktinstitutionen auf die
Beschäftigung – eine ganze Reihe von sol-
chen Indikatoren in unterschiedlichen De-
taillierungsgraden, für verschiedene Län-
dergruppen und Zeiträume.3 Wir verwen-
den in Übereinstimmung mit der einschlä-
gigen anerkannten makroökonomischen
Mainstream-Literatur stark aggregierte In-
dikatoren. Aus der Menge der dort verwen-
deten unterschiedlichen Indikatoren haben
wir uns für den Indikatorensatz von Baker
et al. (2002), entschieden: Erstens ist dieser
Indikatorensatz mit Daten für 20 OECD-
Staaten in 5-Jahres-Zeiträumen von 1960
bis 1999 der vollständigste und aktuellste.
Zweitens stellt er eine aktualisierte Fassung
des weithin akzeptierten Datensatzes von
Nickell et. al. (2002) dar, die innerhalb 
der makroökonomischen Arbeitsmarkt-
forschung zu den angesehensten Forschern
gehören. Drittens schließlich ergeben Sen-
sitivitätsanalysen mit anderen Indikato-
rensätzen bei allen Unterschieden im Detail
keine bedeutsamen Unterschiede in den
wesentlichen Entwicklungslinien.

Tabelle 3 gibt die deutschen Werte für
sechs zentrale institutionelle Indikatoren
(Kündigungsschutz,4 Lohnersatzleistungs-
quote, Dauer der Lohnersatzleistungen,
Gewerkschaftsdichte, Koordinierungsgrad
der Lohnverhandlungen und Steuer- und
Abgabenkeil) absolut und im Vergleich mit
dem Durchschnitt von 20 OECD-Ländern
bzw. 13 EU-Ländern sowie die Platzierung
Deutschlands nach dem Grad der vermu-
teten „Beschäftigungsfreundlichkeit“ an.

Es ist offensichtlich, dass die absolute
und relative Entwicklung der Indikatoren
für Deutschland nicht zur deutschen Wirt-
schafts- und Beschäftigungsentwicklung
passt und in deutlichem Widerspruch zur
Argumentation der radikalen Deregulierer

steht: In absoluter Betrachtung ist lediglich
ein Indikator „beschäftigungsunfreund-
licher“ geworden: Der Steuer- und Abga-

3 Der bisher umfassendste Versuch, möglichst viele
solcher Indikatoren zu sammeln und damit Län-
derrankings zu erstellen, ist der so genannte
Benchmarking-Bericht der Arbeitsgruppe Bench-
marking und der Bertelsmann Stiftung (Eichhorst
et al. 2001). Die Daten sind jedoch im Wesentli-
chen nur auf einen Zeitpunkt bezogen, erfassen
häufig nur kleinere Gruppen von Ländern und ori-
entieren sich nicht an einem einheitlichen theore-
tischen Konzept. 

4 Hierbei ist nicht nur der Kündigungsschutz im en-
geren Sinne gemeint, sondern auch die Regelun-
gen für befristete Beschäftigung und für Leihar-
beit.

Tabelle 3: Indikatoren für Arbeitsmarktinstitutionen und Sozialstaat: 
Deutschland im internationalen Vergleich (1960–1999)1)

Indikatorwerte  für Deutschland8)

Zeitraum Kündi- Lohnersatz- Dauer der Gewerk- Koordinierungs Steuer-
gungs- leistungs- Lohnersatz- schafts- grad der Lohn- und Ab-
schutz2) quote3) leistungen4) dichte5) verhandlungen6) gabenkeil7)

1960-64 0,45 42,7 0,57 33,8 2,5 42,9
1965-69 0,80 41,9 0,57 32,4 2,5 42,8
1970-74 1,54 39,7 0,58 32,5 2,5 46,7
1975-79 1,65 39,6 0,62 35,1 2,5 48,3
1980-84 1,65 38,8 0,62 34,9 2,5 49,7
1985-89 1,63 37,8 0,60 33,4 2,5 50,5
1990-94 1,50 37,4 0,61 31,0 2,5 52,2
1995-99 1,30 36,3 0,60 27,4 2,5 53,9

Indikatorwerte für Deutschland minus Durchschnittswerte für 20 OECD-Länder9)

(Platzierung Deutschlands nach dem Grad der „Beschäftigungsfreundlichkeit“)
Zeitraum Kündi- Lohnersatz- Dauer der Gewerk- Koordinierungs Steuer-

gungs- leistungs- Lohnersatz- schafts- grad der Lohn- und Ab-
schutz quote leistungen dichte verhandlungen gabenkeil

1960-6411) –0,34 (7) 17,1 (18) 0,22 (13) –4,9 (7) 0,29 (11) 6,3 (13)12)

1965-6911) –0,05 (10) 13,0 (16) 0,22 (13) –6,7 (6) 0,29 (11) 1,7 (10)13)

1970-7411) 0,55 (15) 7,0 (13) 0,19 (14) –8,9 (8) 0,26 (11) 1,5 (10)13)

1975-79 0,53 (16) –0,1 (12) 0,21 (14) –10,4 (6) 0,20 (12) 3,2 (12)
1980-84 0,50 (16) –5,0 (10) 0,18 (12) –10,5 (7) 0,37 (14) 1,8 (11)
1985-89 0,48 (16) –8,9 (8) 0,15 (13) –8,9 (7) 0,49 (15) –0,3 (12)
1990-94 0,41 (16) –10,1 (8) 0,12 (14) –9,7 (7) 0,49 (16) 0,2 (11)14)

1995-99 0,34 (14) –11,1 (8) 0,09 (13) –12,0 (8) 0,58 (15) 1,8 (11)14)

Indikatorwerte für Deutschland minus Durchschnittswerte für 13 EU-Länder10)

(Platzierung Deutschlands nach dem Grad der „Beschäftigungsfreundlichkeit“)
Zeitraum Kündi- Lohnersatz- Dauer der Gewerk- Koordinierungs Steuer-

gungs- leistungs- Lohnersatz- schafts- grad der Lohn- und Ab-
schutz quote leistungen dichte verhandlungen gabenkeil

1960-6411) –0,31 (5) 17,3 (11) 0,20 (8) –5,9 (4) 0,23 (7) 4,0 (8)
1965-6911) –0,08 (6) 12,2 (9) 0,22 (8) –8,5 (4) 0,21 (7) –0,8 (5)
1970-7411) 0,43 (9) 5,6 (8) 0,19 (9) –12,9 (4) 0,11 (7) –1,1(5)
1975-79 0,33 (9) –2,4 (6) 0,23 (9) –15,9 (3) 0,10 (8) 0,6 (6)
1980-84 0,27 (9) –6,7 (6) 0,19 (7) –16,5 (4) 0,30 (9) –1,5 (5)
1985-89 0,26 (9) –10,1 (4) 0,15 (8) –14,6 (4) 0,50 (10) –4,8 (6)
1990-94 0,21 (9) –11,7 (4) 0,09 (9) –15,4 (4) 0,37 (11) –3,4 (7)
1995-99 0,21 (9) –12,5 (4) 0,05 (8) –18,5 (4) 0,42 (9) –2,3 (7)

1) Eine genaue Definition mit Dokumentation der Herkunft der Daten findet sich in Nickell et. al. (2002, S. 21ff.) und Baker
et. al. (2002, S. 62 ff.). 2) Index der Stärke des Kündigungsschutzes (0–2): 0 = gering, 2 = hoch. 3) Lohnersatzleistungsanspruch

vor Steuern als Prozentsatz des vorherigen Erwerbseinkommens vor Steuern. Durchschnittswerte für zwei Einkommensniveaus 
(100 % und 67 % des Durchschnittseinkommens) und drei Familientypen (Single, Familie mit Alleinverdiener, Familie mit zwei Ver-
dienern), Basierend auf OECD-Daten. 4) Index für die Dauer des Lohnersatzleistungs-Anspruchs. Gewichtetes arithmetisches Mittel
aus den Lohnersatzleistungsquoten nach 2 bis 5 Jahren im Verhältnis zur Lohnersatzleistungsquote des ersten Jahres (siehe 3).
Basierend auf OECD-Daten. 5) Index für die Gewerkschaftsdichte: Prozentsatz der erwerbstätigen Gewerkschaftsmitglieder an den
gesamten Erwerbstätigen. 6) Index für den Koordinierungsgrad der Lohnverhandlungen (1–3): 1 = gering, 3 = hoch. Basierend auf
OECD-Daten. 7) Durchschnittliche Gesamtsteuerbelastung des Faktors Arbeit (Sozialversicherungsbeiträge, Einkommensteuer und
Verbrauchsteuern). 8) Werte für West-Deutschland außer bei der Dauer der Lohnersatzleistungen. 9) Australien, Österreich, Belgi-
en, Kanada, Dänemark, Finnland, Frankreich, Deutschland, Irland, Italien, Japan, Niederlande, Neuseeland, Norwegen, Portugal,
Spanien, Schweden, Schweiz, Großbritannien, USA. 10) Österreich, Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Deutschland, Irland,
Italien, Niederlande, Portugal, Spanien, Schweden, Großbritannien. 11) Ohne Portugal. 12) Ohne Portugal, Neuseeland und
Norwegen. 13) Ohne Portugal und Neuseeland. 14) Ohne Australien und Neuseeland.

Quelle: Baker et al. (2002), Nickell et. al. (2002), eigene Berechnungen.
Hans Böckler
Stiftung
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benkeil hat seit den 1960er Jahren stetig
zugenommen und sich in den 1990er Jah-
ren noch einmal deutlich vergrößert. Zwei
der Indikatoren (Koordinierungsgrad der
Lohnverhandlungen und Dauer der Lohn-
ersatzleistungen) sind seit mindestens
Mitte der 1970er Jahre im Wesentlichen
konstant geblieben. Drei der Indikatoren
haben sich hingegen „beschäftigungs-
freundlich“ entwickelt: Kündigungsschutz,
Lohnersatzleistungsquote5 und Gewerk-
schaftsdichte sind schon seit Mitte der
1970er Jahre rückläufig und haben sich in
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre noch
einmal deutlich vermindert.

Die empirischen Widersprüche zu den
Behauptungen der Deregulierer ver-
größern sich noch, wenn man die deut-
schen Kennziffern in Relation zu denen der
anderen Länder betrachtet. So liegt
Deutschland 1995–99 bei der Platzierung
sowohl im Vergleich der 20 betrachteten
OECD-Länder als auch der 13 betrachteten
EU-Länder mit Plätzen zwischen 8 und 15
bzw. 4 und 9 eher im (unteren) Mittelfeld,
niemals jedoch auf den letzten Plätzen. Bei
den Werten sind die deutschen Zahlen
1995–99 im OECD-Vergleich in zwei Fäl-
len „besser“ als der Durchschnitt (Lohner-
satzleistungsquote,6 Gewerkschaftsdichte),
im EU-Vergleich sogar in drei Fällen (zu-
sätzlich der Steuer- und Abgabenkeil7). Seit
den 1980er Jahren sind auch kaum nen-
nenswerte Veränderungen in der deutschen
Platzierung festzustellen. Lediglich beim
Steuer- und Abgabenkeil ist Deutschland
im EU-Vergleich seit Anfang der 1980er
Jahre um zwei Plätze zurück gefallen. Be-
züglich der Lohnersatzleistungsquote hat

Deutschland sich kontinuierlich „verbes-
sert“ und bezüglich des Kündigungs-
schutzes im OECD-Vergleich in der zwei-
ten Hälfte der 1990er Jahre sogar 2 Plätze
gutgemacht. Zusammenfassend lassen sich
anhand der Daten beim besten Willen kei-
ne institutionellen Verschlechterungen
ausmachen, die für Deutschlands schlech-
te ökonomische Performance insbesonde-
re seit Mitte der 1990er Jahre verantwort-
lich sein könnten, weder im Zeitverlauf
noch im internationalen Vergleich.

3.3 GIBT ES EINE KLARE 
EMPIRISCHE BEZIEHUNG ZWISCHEN
ARBEITSMARKTINSTITUTIONEN UND
ARBEITSLOSIGKEIT?

Das vorstehende Ergebnis bezüglich
Deutschlands Abschneiden im internatio-
nalen Institutionenvergleich weckt bereits
große Zweifel, ob es überhaupt den von
den Deregulierern behaupteten klaren Zu-
sammenhang zwischen Arbeitsmarktinsti-
tutionen und Arbeitslosigkeit gibt.

3.3.1 KORRELOGRAMME

Eine erste Annäherung zur Überprüfung
des Zusammenhangs sind einfache Korre-
logramme, in denen die Länder-Werte für
die standardisierte Arbeitslosenquote und
jeweils ein Institutionen-Indikator einge-
tragen werden. Lässt sich der behauptete
grafische und statistische Zusammenhang
feststellen, so ist dies natürlich noch kein
Beweis für die Gültigkeit der Hypothese,
aber es bietet doch einen ersten Anhalts-
punkt. Findet sich kein oder gar ein umge-

kehrter Zusammenhang, ist die Hypothese
zwar noch nicht verworfen, es muss dann
aber offensichtlich nach komplexeren Zu-
sammenhängen gesucht werden.

Baker et al. (2002, S. 14 ff.) haben an-
hand der 20 betrachteten OECD-Länder
den Zusammenhang zwischen der standar-
disierten Arbeitslosenquote und jeweils
einem der sechs Indikatoren aus Tabelle 3
für den Zeitraum von 1980 bis 1999 in ein-
fachen Korrelogrammen untersucht. Der
Zeitraum wurde gewählt, weil sich die hohe
und persistente Arbeitslosigkeit in einem
Teil der betrachteten Ökonomien erst seit
den 1980er Jahren herausbildete. Die grafi-
sche Darstellung ergab jeweils große, un-
förmige Punktwolken, ohne erkennbaren
Zusammenhang: Die ermittelten Regressi-
onsgeraden waren entweder völlig waage-
recht oder wiesen schwache, nicht signifi-
kante Steigungen auf. Damit ergibt sich auf
Basis der internationalen Erfahrungen
zunächst keinerlei Anhaltspunkt dafür,
dass die Hypothese der Deregulierer zu-
trifft.

Wir haben die Analyse aus einem 
europäischen Blickwinkel ergänzt und die
beschriebenen Korrelogramme und Re-

5 Sowohl die relativ niedrigen Werte als auch das
Abschneiden Deutschlands im internationalen
Vergleich bezüglich der Lohnersatzleistungsquo-
ten mögen zunächst erstaunen. Betreffs der abso-
luten Höhe sei darauf hingewiesen, dass es sich um
Brutto-Quoten handelt, welche die Brutto-Lohn-
ersatzleistungen ins Verhältnis zum vorher erziel-
ten Bruttolohn setzen. Der internationale Vergleich
könnte dann möglicherweise dadurch verzerrt
sein, dass in manchen Ländern die Lohnersatz-
leistungen versteuert werden müssen, in anderen,
wie auch Deutschland, dagegen nicht. Resultate
von Schettkat (2003, S. 25) auf der Basis von Net-
to-Quoten weisen Deutschland in der ersten Hälf-
te der 1990er Jahre jedoch auch unterhalb des
EU-Durchschnitts aus.

6 Siehe vorherige Fußnote.
7 In einigen Darstellungen schneidet Deutschland

bezüglich der steuerlichen Belastung des Faktors
Arbeit deutlich schlechter ab (vgl. etwa Eichhorst
et al. 2001, S. 244 ff. unter Berufung auf OECD
2000). Dort belegt Deutschland fast durchgängig
hinterste Plätze. Dieser Unterschied ist darauf
zurückführen, dass in diesen Untersuchungen die
Verbrauchsteuern nicht zum Steuer- und Abga-
benkeil auf den Faktor Arbeit gezählt werden.
Deutschland weist nun im internationalen Ver-
gleich gerade eine hohe Belastung mit Sozialversi-
cherungsbeiträgen, aber nur eine geringe Belas-
tung mit Verbrauchsteuern auf (OECD 2001). Aus
theoretischer Sicht spricht alles dafür, die Ver-
brauchsteuern in den Steuerkeil einzubeziehen, da
sie das netto real verfügbare Arbeitseinkommen
ebenso senken wie Sozialversicherungsbeiträge
und Einkommensteuer.
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gressionsgeraden für die 13 betrachteten
EU-Staaten mit Hilfe desselben Datensat-
zes erstellt und auf statistische Signifikanz
geprüft. Wenn es, wie häufig in der Debat-
te suggeriert wird, auch innerhalb Europas
Länder gibt, die aufgrund institutioneller
Reformen beschäftigungspolitische Erfolge
erzielt haben und andere, die aufgrund in-
stitutioneller Sklerose zurückgefallen sind,
dann müsste dies in den Korrelogrammen
zum Ausdruck kommen.

Wie aus den Abbildungen 5 bis 10 er-
sichtlich, ist allerdings eher das Gegenteil
der Fall; die Ergebnisse von Baker et al.
(2002) werden auch auf europäischer
Ebene bestätigt und sogar noch verstärkt:
Die Datenpunkte streuen außerordentlich
stark, und die Regressionsgeraden erklären
nur einen verschwindend geringen Anteil
an der Gesamtvarianz (sehr niedrige R2-
Werte). Sie weisen darüber hinaus nur in
einem einzigen Fall, bei der Lohnersatzleis-
tungsquote, die von den Deregulierern er-
wartete (allerdings nicht signifikante) posi-
tive Steigung auf. In allen anderen Fällen
sind die Steigungen negativ, in zwei Fällen
(Gewerkschaftsdichte und Steuer- und Ab-
gabenkeil) sogar auf dem Niveau von 1 %
hochsignifikant. Man kann natürlich aus
diesen Resultaten noch keine endgültige
Widerlegung der Deregulierungshypothe-
sen oder gar gegenteilige Wirkungsmecha-
nismen ableiten. Das Vorliegen eines ein-
deutigen, einfachen und offensichtlichen
Zusammenhangs zwischen dem Grad der
Arbeitsmarktregulierung oder der sozial-
staatlichen Sicherung und der Arbeitslosig-
keit muss aufgrund der Daten jedoch ganz
klar verneint werden.

3.3.2 DIE ÖKONOMETRISCHE 
EVIDENZ

Nachdem die bisher angestellten Überle-
gungen schon erhebliche Zweifel an der
These der Deregulierer aufkommen lassen,
ein Abbau der hohen deutschen Arbeitslo-
sigkeit sei nur durch „Entriegelung“ des Ar-
beitsmarktes und radikale Reformierung
des Sozialstaats möglich, soll nun der Fra-
ge nachgegangen werden, ob nicht multiple
Regressionen den Deregulierungsforde-
rungen eine empirische Basis geben kön-
nen. Seit der grundlegenden Arbeit von
Layard/Nickell/Jackman (1991) sind auf
diesem Feld eine Reihe von Studien er-
schienen, die hier nicht im einzelnen dis-
kutiert werden können. Baker et al. (2002)
geben jedoch einen guten Überblick über

ökonometrische Studien jüngeren Da-
tums, beginnend mit der einflussreichen
Arbeit von Nickell (1997), in denen die
Effekte der Strukturfaktoren des Arbeits-
marktes und der sozialen Sicherungssys-
teme auf die Arbeitslosigkeit im Rahmen
von gepoolten („cross country“) Regres-
sionen getestet wurden.8

In den von Baker et al. (2002) diskutier-
ten Arbeiten wurden folgende Variablen
darauf hin untersucht, ob sie einen sta-
tistisch signifikanten Einfluss auf die Höhe
der Arbeitslosigkeit in OECD-Ländern aus-
üben: (1) die Kündigungsschutzgesetzge-
bung, (2) die Quote der Lohnersatzleis-
tungen, (3) die Dauer von Lohnersatzleis-
tungen, (4) das Ausmaß der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik, (5) der gewerkschaftliche
Organisationsgrad, (6) der Deckungsgrad

von Lohnverhandlungsergebnissen, (7) der
Koordinationsgrad von Lohnverhandlun-
gen und (8) der Steuer- und Abgabenkeil
zwischen Brutto- und Nettolöhnen. Die
Untersuchungszeiträume der Studien er-
strecken sich maximal auf die Zeit von
Anfang der 1960er Jahre bis Mitte der
1990er Jahre, in einigen Arbeiten wird aber
auch nur der Zeitraum von Mitte der 1980er
Jahre bis Mitte der 1990er Jahre abgedeckt.

Die Resultate der Arbeiten sind erst
einmal durchaus gemischt und wenig ein-

8 Baker et al. (2002) ziehen folgende Arbeiten 
heran: Belot/van Ours (2001), Bertola/Blau/Kahn
(2002), Blanchard/Wolfers (2000), Elmeskov/
Martin/Scarpetta (1998), Nickell (1997), Nickell
et al. (2002).
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deutig: Nur der Steuer- und Abgabenkeil
sowie die Zahlungsdauer von Lohnersatz-
leistungen haben in allen Studien, in denen
sie als bestimmende Variablen auftauchen,
einen signifikant positiven Einfluss auf die
Arbeitslosigkeit. Die geschätzten Koeffizi-
enten unterscheiden sich jedoch erheblich,
was Zweifel an der Robustheit der Tests auf-
kommen lässt.

Das Ausmaß der Kündigungsschutzge-
setzgebung hat in der Mehrzahl der Arbei-
ten einen signifikant positiven Einfluss auf
die Höhe der Arbeitslosigkeit, wobei sich
auch hier die geschätzten Koeffizienten er-
heblich unterscheiden. Die Lohnersatz-
leistungsquote weist ebenfalls in der über-
wiegenden Zahl der Studien einen signifi-
kant positiven Zusammenhang mit der
Arbeitslosigkeit auf, aber auch hier vari-

ieren die geschätzten Koeffizienten zwi-
schen den Arbeiten erheblich. Zudem ist in
einigen Ländern die Kausalität unklar: Es
kann nicht ausgeschlossen werden, dass
hohe Lohnersatzleistungen auch die Ant-
wort der Politik auf dauerhaft hohe
Arbeitslosigkeit darstellen. Der Koordina-
tionsgrad der Lohnverhandlungen hat ent-
gegen den Erwartungen der Deregulierer
in fast allen Studien einen signifikant nega-
tiven Effekt auf die Höhe der Arbeitslosen-
quote. Die Hälfte der untersuchten Arbei-
ten zeigt zudem einen signifikant negativen
Einfluss der aktiven Arbeitsmarktpolitik
auf die Unterbeschäftigung.

Baker et al. (2002) zeigen nun, dass be-
reits kleinere Variationen der in den Arbei-
ten herangezogenen Indizes für die Ar-
beitsmarktinstitutionen sowie der Beob-

achtungszeiträume die Ergebnisse drama-
tisch verändern. Dies wird anhand einer
leichten Verkürzung des Untersuchungs-
zeitraums in der einflussreichen Arbeit von
Nickell (1997) um zwei Jahre und der
Berücksichtigung von Änderungen in der
Spezifikation der institutionellen Determi-
nanten in späteren Arbeiten desselben Au-
tors (Nickell et al. 2002) demonstriert. Wa-
ren in der ursprünglichen Arbeit von
Nickell (1997) noch sieben der acht unter-
suchten Determinanten signifikant und
wiesen überwiegend das von den Deregu-
lierungsbefürwortern erwartete Vorzei-
chen auf,9 so ist nach der Variation des Un-
tersuchungszeitraums und der Neuspezifi-
kation keine Determinante mehr statistisch
signifikant und drei haben nun ein theore-
tisch nicht erwartetes Vorzeichen: Die Kün-
digungsschutzgesetzgebung, der gewerk-
schaftliche Organisationsgrad und der
Steuer- und Abgabenkeil haben nun einen
negativen Einfluss auf die Arbeitslosen-
quote!

Die unzureichende Eindeutigkeit der
ökonometrischen Resultate wird auch
durch die Ergebnisse einer Regression von
Baker et al. (2002) unterstrichen, die den
bereits oben erwähnten und auch von uns
verwendeten Datensatz für 20 OECD-Län-
der im Zeitraum von 1960 bis 1999 heran-
zieht. Damit wird auch die Phase steigen-
der Beschäftigung in der zweiten Hälfte der
1990er Jahre berücksichtigt. In der Regres-
sionsgleichung werden wechselseitige Wir-
kungsverstärkungen für einige Variablen
berücksichtigt. Länderspezifische Effekte
werden genauso eingeschlossen wie Dum-
mies für die einzelnen Zeitabschnitte. Die
makroökonomische Konstellation wird
durch die Inflationsrate i.S. eines Phillips-
Kurven-Zusammenhangs berücksichtigt.
Es werden damit die durchschnittlichen Ef-
fekte von Arbeitsmarktinstitutionen und
sozialen Sicherungssystemen auf die Ar-
beitslosigkeit geschätzt, unabhängig von
länderspezifischen Einflüssen oder be-
stimmten makroökonomischen Schocks.

Wie die Regressionsergebnisse in Ta-
belle 4 zeigen, hat die Kündigungsschutz-
Gesetzgebung für den gesamten Unter-
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9 Nur die Kündigungsschutzgesetzgebung hat nach
Nickell (1997) keinen statistisch signifikanten Ein-
fluss auf die Arbeitslosenquote. Auch der von
Nickell (1997) ermittelte signifikant negative Zu-
sammenhang von Koordinationsgrad der Lohn-
verhandlungen und Arbeitslosenquote passt nicht
in das Konzept der Deregulierungs-Befürworter.
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suchungszeitraum (1960–1999) keinen sta-
tistisch signifikanten Einfluss auf die
Arbeitslosigkeit. Die Quote und die Be-
zugsdauer von Lohnersatzleistungen haben
einen signifikanten Einfluss auf die Ar-
beitslosigkeit, allerdings jeweils mit einem
für die Deregulierungsbefürworter uner-
warteten Vorzeichen: Eine höhere Quote
der Lohnersatzleistungen geht genauso mit
geringerer Arbeitslosigkeit einher wie eine
längere Bezugsdauer von Lohnersatzlei-
stungen. Beide Aussagen gelten jedoch
nicht mehr, wenn die Interaktion beider
Variablen berücksichtigt wird: Eine Kom-
bination aus hoher Lohnersatzquote und
langer Leistungsbezugsdauer hat einen sig-
nifikant positiven Einfluss auf die Arbeits-
losigkeit. Der Koordinationsgrad der
Lohnverhandlungen hat einen ausgepräg-
ten und signifikant negativen Effekt auf die
Arbeitslosigkeit, der jedoch dann etwas re-
lativiert wird, wenn er mit einem hohen ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad ein-
hergeht. Der Steuer- und Abgabenkeil hat
keinen Einfluss auf die Arbeitslosigkeit. Die
Dummies für die einzelnen 5-Jahres-Peri-
oden sind signifikant und nehmen recht
hohe Werte an; auch die länderspezifischen
Effekte sind hoch, wie Baker et al. (2002)
berichten. Zudem hat die makroökonomi-
sche Situation, repräsentiert durch die In-
flationsrate, einen signifikant inversen Ein-
fluss auf die Arbeitslosenquote. Für den ge-
samten Untersuchungszeitraum findet sich
also keine Bestätigung für die von den Ar-
beitsmarkt-Deregulierern behaupteten Zu-
sammenhänge zwischen Arbeitsmarktin-
stitutionen bzw. sozialen Sicherungssyste-
men und Arbeitslosigkeit. Einige signifi-
kante Zusammenhänge haben gar ein der
Deregulierungs-Hypothese entgegenste-
hendes Vorzeichen. Dieses gilt auch, wenn
man den Untersuchungszeitraum in zwei
Subperioden aufspaltet. Lediglich in der
ersten Periode allgemein steigender Ar-
beitslosigkeit, die von Anfang der 1960er
bis Mitte der 1980er Jahre reicht, hat der
Steuer- und Abgabenkeil einen signifikant
positiven Einfluss auf die Höhe der Ar-
beitslosigkeit. In der zweiten Phase von An-
fang der 1980er bis Ende der 1990er Jahre
ist ein solcher Effekt nicht mehr nachweis-
bar.Auch der sich wechselseitig verstärken-
de positive Effekt von Höhe und Zahlungs-
dauer von Lohnersatzleistungen auf die Ar-
beitslosigkeit nimmt nun ab. Der negative
Einfluss der Lohnverhandlungskoordinati-
on steigt jedoch und auch die Kündigungs-
schutzgesetzgebung hat nun einen signi-

fikant negativen Effekt auf die Arbeitslo-
senquote.

Fasst man zusammen, so liefern öko-
nometrische Arbeiten wenig robuste und
damit kaum überzeugende Ergebnisse zum
Zusammenhang von Arbeitsmarktinstitu-
tionen bzw. sozialen Sicherungssystemen
und Arbeitslosigkeit. Ein Großteil der zwi-
schen den Ländern vorherrschenden Diffe-
renzen in der Arbeitsmarktperformance
lässt sich nicht, wie dies die Deregulie-
rungsbefürworter vermuten, auf die Struk-

turmerkmale des Arbeitsmarktes zurück-
führen, sondern wird vielmehr durch an-
dere länder- oder zeitspezifische Faktoren
sowie durch die makroökonomische Kon-
stellation bestimmt. Es ist daher unver-
ständlich, dass aus den Ergebnissen der
ökonometrischen Studien eindeutige wirt-
schaftspolitische Empfehlungen in Rich-
tung Arbeitsmarktderegulierung abgeleitet
werden, wie dies OECD, EU-Kommission
oder Sachverständigenrat immer wieder
tun.

Tabelle 4: Determinanten der standardisierten Arbeitslosenquote in
20 OECD-Ländern (1960–1999)

1960–99 1960–84 1980–99
Kündigungsschutzgesetzgebung (KSG) –0,009 0,199 –0,317*

(0,506) (0,389) (1,444)
Quote der Lohnersatzleistungen (QLE) –0,610** –0,058** 0,012

(0,009) (0,015) (0,018)
Dauer von Lohnersatzleistungen (DLE) –5,174** –6,685** –5,100

(1,024) (0,814) (0,144)
Gewerkschaftlicher Organisationsgrad (GOG) –0,599 0,014 0,021

(0,428) (0,052) (0,055)
Koordinationsgrad von Lohnverhandlungen (KLV) –4,793** 1,663 –7,043**

(1,091) (1,674) (1,327)
Steuer- und Abgabenkeil (SAK) –0,023 0,185** –0,097

(0,065) (0,069) (0,072)
QLE * DLE 0,126** 0,167** 0,096#

(0,027) (0,027) (0,059)
GOG * KLV 0,076** 0,011 0,071**

(0,020) (0,026) (0,025)
SAK * KLV 0,020 –0,067** 0,058*

(0,024) (0,023) (0,048)
Veränderung der Inflationsrate –0,451** –0,315** –0,277

(0,151) (0,083) (0,220)
Dummies für 5-Jahresperioden ja ja ja
Länderspezifische Effekte ja ja ja 
Beobachtungen 156 96 80
Länder 20 20 20

Anmerkungen: Methode „generalized least square“; Standardfehler in Klammern,
# signifikant auf dem 10% Niveau, * signifikant auf dem 5% Niveau, 
** signifikant auf dem 1% Niveau

Quelle: Baker et al. (2002, S. 53)
Hans Böckler
Stiftung
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3.4 ARBEITSMARKTTHEORETISCHE
ARGUMENTE GEGEN 
DEREGULIERUNG

Die wenig robusten empirischen Resultate
zu den Effekten von Arbeitsmarktinstitu-
tionen und sozialen Sicherungssystemen
auf die Arbeitslosigkeit sind auch deshalb
wenig verwunderlich, weil die untersuch-
ten Institutionen – anders als in der Mo-
dellwelt eines vollständigen und flexiblen
neoklassischen Arbeitsmarktes – in der
neueren Arbeitsmarkttheorie durchaus wi-
dersprüchliche und wenig eindeutige Ef-
fekte auf die Beschäftigung haben. Selbst
bei einer partiellen und isolierten Betrach-
tung des Arbeitsmarktes, wie sie im ökono-
mischen Mainstream üblich ist,10 kommt
man daher auch theoretisch nicht unbe-
dingt zu eindeutigen wirtschaftspolitischen
Empfehlungen, wenn man realistischer-
weise davon ausgeht, dass der Arbeitsmarkt
ein unvollständiger Markt ist, der durch In-
formationsasymmetrien zwischen Arbeits-
anbietern und -nachfragern, durch unvoll-
ständige, in die Zukunft reichende Kon-
trakte und damit durch aktive Preissetzung
von Anbietern und Nachfragern gekenn-
zeichnet ist (Snowdon/Vane/Wynarcyk
1994, S. 292 ff.; Stiglitz 2002). Dies kann im
Folgenden für die Wirkungen der Kündi-
gungsschutzgesetzgebung, der Höhe und
der Zahlungsdauer von Lohnersatzleistun-
gen, der Rolle von Gewerkschaften und
Lohnverhandlungsinstitutionen sowie des
Steuer- und Abgabenkeils zwischen Brutto-
und Nettolöhnen kurz skizziert werden.

Kündigungsschutzgesetzgebung

Folgt man den von Jerger (2003) im Rah-
men eines einfachen Lohnsetzungs-Preis-
setzungsmodells angestellten Überlegun-
gen, so erhöht der Kündigungsschutz zwar
die Arbeitskosten für die Unternehmen
und führt so – im Vergleich zu einer Situa-
tion ohne Kündigungsschutz – zu einer
zurückhaltenden Einstellungspraxis. Bezie-
hen die abhängig Beschäftigten und Ge-
werkschaften jedoch die durch den Kündi-
gungsschutz gegebene Einkommensstabi-
lität in ihre Lohnforderungen ein, so wird
dieser Effekt kompensiert, indem die Kos-
ten des Kündigungsschutzes quasi auf die
Lohnsätze überwälzt werden. Da ein funk-
tionsfähiger Kündigungsschutz gleichzei-
tig zu einer geringeren Beschäftigten-Fluk-
tuation führt, ist zudem von einem besse-
ren „matching“ von Arbeitsplätzen und Be-

schäftigten sowie geringeren Einstellungs-,
Einarbeitungs- und Trainingskosten aus-
zugehen. Langfristige Bindungen zwischen
Unternehmen und Beschäftigten erhöhen
zusätzlich die Bereitschaft zu betriebsspezi-
fischen Humankapitalinvestitionen, wo-
durch das Produktivitätswachstum gestei-
gert und der Verteilungsspielraum erhöht
wird (Schettkat 2003). Der Nettoeffekt der
Kündigungsschutzgesetzgebung auf die
gleichgewichtige Arbeitslosenquote, die
NAIRU (Non-Accelerating-Inflation-Rate-
of-Unemployment), bleibt damit theore-
tisch unklar. Allerdings ist davon auszuge-
hen, dass die Dämpfung der Fluktuation
der Arbeitslosigkeit zu einer tendenziell
höheren Langzeitarbeitslosigkeit, aber ei-
ner geringeren Kurzzeitarbeitslosigkeit
führt. Durch Kündigungsschutzgesetzge-
bung wird daher zwar nicht die Höhe,
allerdings die Struktur der Arbeitslosigkeit
beeinflusst, wie mittlerweile allgemein als
auch empirisch gesichert gilt (Nickell 1997;
Nickell/Layard 1999; OECD 1999).

Quote und Dauer der Lohnersatzleistungen

Die Höhe und die Zahlungsdauer von
Lohnersatzleistungen hat hiernach für sich
genommen einen positiven Effekt auf den
Lohndruck; zum einen direkt über die Fest-
legung eines Minimumlohns und zum
anderen indirekt über die bei geringerer
Suchintensität der Arbeitslosen reduzierte
Anbieterkonkurrenz auf dem Arbeits-
markt. Dies wirkt isoliert betrachtet
beschäftigungssenkend. Allerdings kann
dieser Effekt reduziert werden, wenn die
Gewährung von Lohnersatzleistungen mit
einer aktiven Arbeitsmarktpolitik kombi-
niert wird, die die Qualifikation und Mo-
bilität der Arbeitssuchenden verbessert
und so die Anbieterkonkurrenz steigert
und den Lohndruck reduziert (Nickell
1997). Längere Suchphasen auf unvollstän-
digen Arbeitsmärkten verbessern zudem
die „matching“-Qualität von Beschäftigten
und Arbeitsplätzen und damit die Beschäf-
tigungsstabilität, wodurch sich wiederum
positive Effekte auf betriebsspezifische Hu-
mankapitalakkumulation, Produktivitäts-
wachstum, Verteilungsspielraum und Be-
schäftigung ergeben (Schettkat 2003). Al-
lerdings können durch Lohnersatzleistun-
gen ermöglichte, übermäßig lange
Arbeitslosigkeits- und Suchphasen von den
Unternehmen auch als Indikatoren für die
geringe Leistungsfähigkeit des Arbeitsan-
bieters interpretiert werden. Hierdurch er-

gibt sich zwar kein Effekt auf die gleichge-
wichtige Arbeitslosenquote, jedoch wieder
ein Struktureffekt zulasten der Langzeitar-
beitslosigkeit. Der Gesamteffekt der Höhe
und der Zahlungsdauer von Lohnersatz-
leistungen auf das Niveau der Arbeitslosig-
keit ist theoretisch allerdings wiederum
unbestimmt.

Gewerkschaftlicher Organisationsgrad und
Lohnverhandlungssysteme

Bei der Diskussion der Rolle von Gewerk-
schaften und Lohnverhandlungssystemen
für die moderne arbeitsmarkttheoretische
Erklärung von Arbeitslosigkeit sind zwei
Effekte zu unterscheiden: zum einen der
Effekt auf die durchschnittliche Lohnhöhe,
zum anderen der Effekt auf die Lohndis-
persion. Im Rahmen des einfachen Lohn-
setzungs-Preissetzungsmodells erhöht ein
steigender gewerkschaftlicher Organisa-
tionsgrad und ein höherer Deckungsgrad
der Lohnverhandlungsergebnisse den all-
gemeinen Lohndruck und damit die
NAIRU. Allerdings ermöglicht ein hoher
gesamtwirtschaftlicher Koordinationsgrad
der Lohnverhandlungen, die makroökono-
mischen Effekte übermäßiger Lohner-
höhungen in die Lohnforderungen einzu-
beziehen, wodurch die NAIRU wiederum
reduziert werden kann (Nickell 1997). Bei
unkoordinierten Lohnverhandlungen und
starken Gewerkschaften besteht hingegen
die Gefahr, dass makroökonomische Aus-
wirkungen von Lohnsteigerungen un-
berücksichtig bleiben und zugunsten rela-
tiver Verbesserungen in den jeweiligen
Branchen zurücktreten, die dann aggre-
giert inflationstreibend und beschäfti-
gungssenkend wirken. Dass koordinierte
Lohnverhandlungssysteme einen positiven
Einfluss auf die Beschäftigung haben, ist
mittlerweile nicht nur theoretischer, son-
dern auch empirischer Konsens. So findet
die umfassende Studie der OECD (1997),
wenn auch nicht immer statistisch gesi-
chert, „(...) some tendency for more cen-
tralised/co-ordinated bargaining systems
to have lower unemployment and higher
employment rates compared with other,
less centralised/co-ordinated systems“
(OECD 1997, S. 64).

10 Eine solche Partialanalyse des Arbeitsmarktes
liefert aus makroökonomischer Perspektive natür-
lich keine hinreichende Erklärung für die Höhe der
Arbeitslosigkeit (Hein 2003).
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Ein höherer gewerkschaftlicher Or-
ganisationsgrad und ein höherer Koor-
dinationsgrad der Lohnverhandlungen re-
duzieren im internationalen Vergleich auch
die Lohndispersion (Schettkat 2003). Ob
durch die mangelnde Lohndifferenzierung
im unteren Bereich nun die Arbeitslosig-
keit der gering qualifizierten Erwerbsper-
sonen erhöht wird, kann jedoch erst durch
einen Vergleich der Lohndispersion mit der
Qualifikationsdispersion geklärt werden.
Geht man davon aus, dass ein effizienter
Marktmechanismus für Güter und Pro-
duktionsfaktoren gleicher Qualität bzw.
Qualifikation einen jeweils einheitlichen
Preis durchsetzt, so sollte die Lohndisper-
sion vollkommen durch die Qualifikati-
onsdispersion der Arbeitsanbieter erklärt
werden. Bei unkoordinierten Lohnver-
handlungssystemen beobachtet man em-
pirisch nun eine stärkere, nicht durch die
Qualifikationsdispersion erklärte Streuung
der Löhne als bei koordinierten Lohnver-
handlungen. Als wesentliche Ursachen
hierfür führt Schettkat (2003) folgende an:
Zum einen kommt es bei unkoordinierten
Lohnverhandlungen eher zu einer Anpas-
sung der Lohnzahlungen für ansonsten
gleich qualifizierte Arbeit an die betrieb-
liche Produktivität. Dies hat zwar zur Fol-
ge, dass produktivitätsschwache Unterneh-
men länger am Markt verbleiben. „Rent
seeking“ in produktivitätsstarken Unter-
nehmen bedeutet aber eine Beschränkung
der Expansionsmöglichkeiten gerade der
dynamischen Sektoren einer Volkswirt-
schaft und damit ein Wachstums- und Be-
schäftigungshemmnis. Zum anderen kann
die stärkere, nicht durch die Qualifikati-
onsdispersion erklärte Streuung der Löhne
bei unkoordinierten Lohnverhandlungen
durch Informationsasymmetrien in diesen
Systemen begründet werden, die dazu
führen, dass der Gleichgewichtslohn für die
verschiedenen Qualifikationen am Markt
verfehlt wird. Umgekehrt verbessern Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände in
koordinierten Systemen die Funktions-
fähigkeit des Marktmechanismus, indem
sie Informationsasymmetrien einschrän-
ken und die Markttransparenz erhöhen,
und tragen so zu einem höheren Beschäfti-
gungsniveau bei.

Steuer- und Abgabenkeil

Die Erhöhung des Steuer- und Abgaben-
keils zwischen Brutto- und Nettolohn hat
nur dann einen negativen Einfluss auf die

Arbeitsnachfrage der Unternehmen und
darüber auf die gleichgewichtige Beschäf-
tigung, wenn sie mit einer Erhöhung der
gewerkschaftlichen Lohnforderungen ein-
hergeht (Nickell 1997). Verzichten die
Gewerkschaften auf kompensatorische
Lohnforderungen, so bleibt die NAIRU
konstant. Auch die Wirkungen von höhe-
ren Steuern und Abgaben auf das individu-
elle Arbeitsangebot sind allgemein theore-
tisch nicht eindeutig. Zwar reduziert eine
Steuer- und Abgabenerhöhung auf den
Faktor Arbeit einerseits die Opportunitäts-
kosten der Freizeit und über den Substitu-
tionseffekt daher das Arbeitsangebot. An-
dererseits reduziert sich aber auch das
Nettoeinkommen, so dass der Einkom-
menseffekt das Arbeitsangebot wiederum
erhöhen kann. Der Gesamteffekt einer
Steuer- und Abgabenerhöhung auf das
Arbeitsangebot und auf die gleichgewichti-
ge Arbeitslosenquote hängt damit von der
relativen Stärke von Substitutions- und
Einkommenseffekt ab und ist deshalb all-
gemein theoretisch nicht bestimmbar. Em-
pirisch fallen die Wirkungen von Steuern
und Sozialtransfers auf das Arbeitsangebot
insgesamt eher mäßig aus (Atkinson 1999;
Atkinson/Mogensen 1993).

4
Fazit und wirtschaftspoliti-
sche Schlussfolgerungen

Die deutsche Wirtschaft weist seit Mitte der
1990er Jahre eine im internationalen Ver-
gleich rückläufige Leistungsfähigkeit auf,
die sich insbesondere seit dem im Jahr 2001
einsetzenden Konjunktureinbruch in un-
terdurchschnittlichen Wachstumsraten,
schneller steigender Arbeitslosigkeit sowie
erheblichen Problemen bei der Haushalts-
konsolidierung äußert. Auf eine mangeln-
de internationale Wettbewerbsfähigkeit
kann diese Leistungsschwäche jedoch nicht
zurückgeführt werden. Das Lohnstück-
kostenwachstum ist im internationalen
Vergleich weit unterdurchschnittlich, wird
jedoch durch die jüngste Euro-Aufwertung
in seiner positiven Wirkung auf die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit gedämpft.
Die hohen Exportüberschüsse haben aller-
dings bis jetzt ein Abgleiten in die Rezes-
sion verhindert.

Eine makroökonomische Erklärung für
die deutsche Wachstums- und Beschäfti-
gungsschwäche, wie wir sie im Standortbe-

richt der vergangenen Jahre vorgelegt ha-
ben (Hein/Mülhaupt/Truger 2001, 2002),
ist in der deutschen Debatte fast vollständig
durch eine arbeitsmarktzentrierte Sicht-
weise verdrängt worden. Ein radikaler Um-
bau der Arbeitsmarktstrukturen und der
sozialen Sicherungssysteme wird als Kö-
nigsweg zu mehr Wachstum und Beschäf-
tigung deklariert. Das Problem dieser
Sichtweise ist jedoch, dass sie die erforder-
lichen eindeutigen empirischen und theo-
retischen Belege dafür schuldig bleibt, dass
zu rigide Arbeitsmärkte und zu üppige so-
ziale Sicherungssysteme die Ursachen für
die deutsche Arbeitslosigkeit darstellen:

– Erstens haben sich die Arbeitsmarktin-
stitutionen und sozialen Sicherungssyste-
me in Deutschland in der Vergangenheit
nicht in die von den Deregulierungs-Be-
fürwortern behauptete „beschäftigungs-
feindliche“ Richtung bewegt.
– Zweitens lassen sich durch den Vergleich
umfangreicher internationaler empirischer
Untersuchungen keine eindeutigen Zu-
sammenhänge zwischen den Arbeitsmarkt-
rigiditäten bzw. der Ausgestaltung der so-
zialen Sicherungssysteme und der Arbeits-
losigkeit ermitteln.
– Drittens finden sich auch in der neueren
Mainstream-Arbeitsmarkttheorie, die den
Arbeitsmarkt nicht als perfekten, sondern
als einen durch asymmetrische Informa-
tionen und unvollständige Verträge ge-
kennzeichneten Markt begreift, keine ein-
deutigen Argumente, die radikale Struk-
turreformen begründen könnten.

Radikale Strukturreformer können also
weder die Unterstützung der Empirie, noch
uneingeschränkt die der Theorie für sich
reklamieren, wenn sie einen Beschäfti-
gungsaufbau durch Strukturreformen ver-
sprechen.

Wenn man es mit der Behebung der
Wachstums- und Beschäftigungskrise in
Deutschland tatsächlich ernst meint, so
wird man an einer fundierten Ursachen-
analyse nicht vorbei kommen. Diese haben
wir insbesondere im Standortbericht des
vergangen Jahres geliefert (Hein/Mül-
haupt/Truger 2002). Dort ist das Zu-
rückbleiben der deutschen Performance
hinter dem Durchschnitt der Europäi-
schen Währungsunion (EWU) seit Mitte
der 1990er Jahre wesentlich auf drei ma-
kroökonomische Faktoren zurückgeführt
worden:
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(1) Durch die Herstellung der EWU mit
nun einheitlichen Nominalzinsen hat
Deutschland als ehemaliges regionales
Leitwährungsland den hiermit verbunde-
nen Zinsvorsprung verloren.Wegen der ge-
genüber dem EWU-Durchschnitt geringe-
ren Inflationsrate sehen sich Konsumenten
und Investoren in Deutschland seit 1999
vielmehr mit höheren Realzinssätzen als
die anderen EWU-Länder konfrontiert.

(2) Die durch den Stabilitätspakt von
Amsterdam erzwungene Konsolidierung
der öffentlichen Haushalte wurde in
Deutschland stärker als in den anderen
EWU-Ländern durch eine Einschränkung
der öffentlichen Investitionen betrieben,

wodurch die Quote der öffentlichen Inves-
titionen in Deutschland mittlerweile deut-
lich unter den EWU-Durchschnitt gefallen
ist.

(3) Der deutschen Tarifpolitik gelang es seit
Mitte der 1990er Jahre weniger als in den
anderen Ländern, den neutralen Vertei-
lungsspielraum auszuschöpfen, wodurch
die Lohnquote in Deutschland stärker
zurückging als in den anderen EWU-Län-
dern.

Die Entwicklungen in den Bereichen der
Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik wirkten sich
daher insgesamt auf das Wirtschaftswachs-
tum in Deutschland und damit auch auf

die Beschäftigungsentwicklung stärker
dämpfend als im EWU-Durchschnitt aus.

Solange diese makroökonomischen Ur-
sachen der deutschen Wachstums- und Be-
schäftigungskrise nicht angegangen wer-
den, wird es nicht zu mehr Wachstum und
zu mehr Beschäftigung kommen. Dies wäre
jedoch die Voraussetzung dafür, die sozialen
Sicherungssysteme gegenwärtig zu entlas-
ten und eine rationale Diskussion darüber
zu führen, wie mit den arbeitsmarkt- und
sozialpolitischen Herausforderungen der
Zukunft umzugehen ist, die sich u.a. durch
den demographischen Wandel und durch
unstetige Erwerbsbiographien ergeben.
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